Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1235 


Sachgebiet 611 


Vorblatt 


Abkommen mit Österreich über die 
steuerliche Behandlung von Kraftfahrzeugen 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Deutsche Kraftfahrzeuge, die zu einem vorübergehenden Auf- 
enthalt in Österreich verwendet werden, unterliegen nach gel- 
tendem Recht einer doppelten Besteuerung, weil in diesen 
Fällen sowohl die deutsche wie auch die österreichische Kraft- 
fahrzeugsteuer gezahlt werden muß. Einer ähnlichen doppelten 
Belastung sind österreichische Fahrzeuge im Bundesgebiet 
ausgesetzt. 


B. Lösung 

Durch den Vertrag wird die Besteuerung im Aufenthaltsstaat 
beseitigt. Bei Fahrzeugen des Güterkraftverkehrs darf jedoch 
der vorübergehende Aufenthalt einen Zeitraum von 14 Tagen 
nicht überschreiten. 


C. Alternative 

entfällt. 


D. Kosten 

Die Länder erleiden einen Ausfall an Kraftfahrzeugsteuer in 
Höhe von jährlich 4 Mio DM. 
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über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 18. November 1969 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
über die steuerliche Behandlung von Kraftfahrzeugen im grenz- 
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— Drucksache Vl/928 — 


A. Bericht des Abgeordneten Porzner 


Der Gesetzentwurf w^urde vom Plenum des Deut- 
schen Bundestages in der 58. Sitzung am 16. Juni 
1970 an den Finanzausschuß und mitberatend an den 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen überwiesen. Beide Ausschüsse haben in 
Sitzungen am 17. und 25. September 1970 beraten 
und empfehlen übereinstimmend, dem Gesetzent- 
wurf zuzustimmen. 

Das dem Gesetzentwurf zugrunde liegende Ab- 
kommen mit der Republik Österreich regelt die 


Bonn, den 29. 


* steuerliche Behandlung von Straßenfahrzeugen beim 
I vorübergehenden Aufenthalt im Hoheitsgebiet der 
' anderen Vertragspartei. Beide Vertragsstaaten ver- 
' zichten auf die Erhebung von Kraftfahrzeugsteuer. 
Die österreichische Kraftfahrzeugsteuer ist im Durch- 
schnitt geringer. Österreich hat jedoch nach natio- 
i nalem Recht die Beförderungsteuer für deutsche 
I Unternehmer gesenkt. Damit ist eine Gleichwertig- 
I keit der Leistungen gegeben. 

September 1970 


Porzner 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/928 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 29. September 1970 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Porzner 

Berichterstatter 
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